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Sozialdemokraten in den Räten verhinderte, daß diese den 
Notwendigkeiten der Revolution entsprechendes Recht, 
eine revolutionäre Gesetzlichkeit verwirklichen konnten. 
Soweit Ansätze dazu in einzelnen Städten erreicht waren — 
etwa in den Münchener und Bremer Räterepubliken —, 
blieben sie von zeitweiliger und lokaler Wirkung und bra­
chen mehr oder weniger schnell in der konterrevolutionä­
ren Gegenbewegung zusammen.

Für die rechten Sozialdemokraten reduzierte sich die 
Forderung nach rechtlicher Gestaltung der Gesellschaft 
auf die Beibehaltung und Ausformung von bürgerlichem 
Recht und bürgerlicher Gesetzlichkeit. Es ist kein Zufall, 
daß das letzte Kapitel des Erinnerungsbuches des rechten 
SPD-Funktionärs Hermann Müller-Franken die Über­
schrift „Die neue Gesetzlichkeit“ trägt und die Bildung des 
Weimarer Staates und die Verabschiedung der Weimarer 
Verfassung als Beginn der „neuen legalen Periode der 
deutschen Geschichte“ feiert. Für Müller-Franken ist Ge­
setzlichkeit letztlich nur gegenrevolutionär denkbar. Daher 
rühmt er die Verdienste des Rates der Volksbeauftragten, 
jener „gegenrevolutionären Revolutionsregierung“, um die 
„neue“ Gesetzlichkeit.44

Der Fortschritt der „neuen Gesetzlichkeit“ gegenüber 
der vorrevolutionären Zeit bestand in der Einführung einer 
Reihe bürgerlicher Grundrechte. Bei aller Ausnutzbarkeit 
der Versammlungsfreiheit, der Pressefreiheit, der Rede­
freiheit durch das Proletariat — es bleiben in jedem Falle 
Formen bürgerlichen Rechts, weil die ökonomische und po­
litische Macht der Bourgeoisie fortbesteht. Darauf hat Le­
nin mit unmittelbarem Bezug auf die Verhältnisse in 
Deutschland auf dem 1. Kongreß der Kommunistischen 
Internationale im März 1919 hingewiesen: „In dem am 
meisten entwickelten kapitalistischen Land des europäi­
schen Kontinents, nämlich in Deutschland, haben schon 
die ersten Monate der vollen republikanischen Freiheit ... 
den deutschen Arbeitern und der ganzen Welt gezeigt, 
worin der wirkliche Klasseninhalt der bürgerlich-demokra­
tischen Republik besteht. Die Ermordung von Karl Lieb­
knecht und Rosa Luxemburg ist ein Ereignis von welt­
historischer Bedeutung nicht nur deswegen, weil die be­
sten Menschen und Führer der wirklich proletarischen, 
der kommunistischen Internationale tragisch umgekommen 
sind, sondern auch deswegen, weil der Klassencharakter 
eines fortgeschrittenen europäischen Staates — und man 
kann ohne Übertreibung sagen: eines im Weltmaßstab 
fortgeschrittenen Staates — sich endgültig offenbart hat — 
,Freiheit* bedeutet in einer der freiheitlichsten und fort­
geschrittensten Republiken der Welt, in der deutschen Re­
publik, die Freiheit, die verhafteten Führer des Proleta­
riats ungestraft zu ermorden.“45

Die Weimarer Verfassung hat den verfassungsrechtli­
chen Versuch unternommen, im Art. 165, dem Schlußarti­
kel des Grundrechtsteils (!), „das Rätesystem in der Ver­
fassung zu verankern“, wie der rechtssozialdemokratische 
Abgeordnete Hugo Sinzheimer formulierte.46 Diese auf Täu­
schung der revolutionären Massen hinzielende Manipula­
tion, die bewußt von jedem klassenmäßig inhaltlichen Er­
fassen des Rätesystems absieht und dieses zur leeren, be­
liebig ausfüllbaren staatsrechtlichen Hülle umfunktioniert, 
ist selbst dem bürgerlichen Staatsrechtler Gerhard An­
schütz zuviel.47

Diese Räte haben nichts mit proletarischen Organisa­
tionsformen gemein. Sie waren als Organ eines bürgerli­
chen Staates gedacht, mit gewissen Mitwirkungsrechten 
zur Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen ausge­
stattet. Politische Funktionen waren ihnen untersagt. In 
der Wirklichkeit der Weimarer Republik blieben von den 
„Arbeiterräten“ des Art. 165 lediglich die Betriebsräte des 
Betriebsrätegesetzes vom 4. Februar 1920 übrig. Sie hatten 
mit den Arbeiter- und Soldatenräten des November 1918 
so wenig gemein wie die Klasseninteressen der Bourgeoi­
sie mit denen des Proletariats.
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Neuerscheinung im Staatsverlag der DDR
Jahrbuch der Internationalen Politik und Wirtschaft 1978
555 Seiten; EVP (DDR): 25 M

In diesem Jahrbuch, das vom Institut für Weltwirtschaft und Internationale 
Beziehungen der Akademie der Wissenschaften der UdSSR und vom Insti­
tut für Internationale Beziehungen der Akademie für Staats- und Rechts­
wissenschaft der DDR gemeinsam herausgegeben wird, analysieren nam­
hafte Autoren aus der UdSSR und der DDR die Entwicklung der Welt im 
Jahre 1977 in der Vielfalt der Erscheinungen.

Wie in den vorausgegangenen fünf Jahrbüchern wurde die bewährte 
Struktur mit Beiträgen über sozialistische Länder, entwickelte kapitalistische 
Länder, die nationale Befreiungsbewegung und Entwicklungsländer bei­
behalten. Jedoch soll eine größere Zahl von Beiträgen zu Grundfragen der 
internationalen Klassenauseinandersetzung der Gegenwart und insbeson­
dere von regionalen Oberblicksbeiträgen bisherige Lücken schließen.

In der ersten Gruppe finden wir Aufsätze der Grundtendenzen und Fak­
toren der Entwicklung des internationalen Kräfteverhältnisses, über die 
internationalen Beziehungen im Jahre 1977, über das Ringen um Sicher­
heit und Zusammenarbeit in Europa sowie über Abrüstung und Maßnah­
men der Rüstungsbegrenzung. Aus der zweiten Gruppe sind Analysen zur 
Entwicklung des sozialistischen Weltsystems und des Rates für Gegen­
seitige Wirtschaftshilfe, Beiträge über Tendenzen der kapitalistischen 
Weltwirtschaft und die NATO, über den Kampf um eine gerechte Friedens­
regelung im Nahen Osten, über den Befreiungskampf der Völker Afrikas 
sowie über die Situation in Lateinamerika zu nennen. Den Abschluß des 
Jahrbuchs bilden wie üblich eine Darstellung der Ergebnisse der Tätigkeit 
der UNO und eine Chronik der wichtigsten internationalen Ereignissse.


